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Gesetze und Verordnungen

Verwaltungsvorschrift zur Änderung
der Ausführungsbestimmungen zum

Gesetz über die Ordnung des
Haushalts- und Vermögensrechts in
der Evangelischen Kirche der Pfalz

(Protestantische Landeskirche)
vom 12. April 2011

Artikel 1
Auf Grund von § 105 Abs. 1 des Gesetzes über die
Ordnung des Haushalts- und Vermögensrechts in der
Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Lan-
deskirche) vom 30.11.1978 (ABl. 1979 S. 41), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 19. November 2010 (ABl.
S. 226), hat der Landeskirchenrat folgende Änderun-
gen der Ausführungsbestimmungen zum Gesetz über
die Ordnung des Haushalts- und Vermögensrechts in
der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische

Landeskirche) vom 27. März 1980 (ABl. S. 85), zu-
letzt geändert am 22. Juni 2010 (ABl. S. 152), be-
schlossen:
1. An die Ausführungsbestimmung zu § 1 wird fol-

gende neue Nr. 3 angefügt:
„Nr. 3. Der Haushaltsplan und dessen Anlagen
sind nach den vom Landeskirchenrat vorgege-
benen Vorgaben und Vorlagen zu erstellen.“

2. Die Ausführungsbestimmung zu § 6 wird wie
folgt geändert:
a) Nr. 1 wird aufgehoben.
b) In Nr. 2 wird die Angabe „2.“ gestrichen.

3. An die Ausführungsbestimmungen zu § 7 Abs.
1 wird folgende neue Nr. 3 angefügt:
„Nr. 3. Zum Ausgleich eines Fehlbedarfs im
Haushaltsplan dürfen Mittel der allgemeinen
Ausgleichsrücklage bzw. der zweckgebundenen
Sonderrücklagen verwendet werden, wenn sonst
der Ausgleich trotz Ausschöpfens aller Einnah-
memöglichkeiten und Ausnutzen jeder Spar-
möglichkeit nicht erreicht werden kann.“
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4. Die Ausführungsbestimmungen zu § 7 Abs. 2
werden wie folgt neu gefasst:
„(1) Wird der Haushaltsausgleich nur durch die
Entnahme aus den Rücklagen, die Aufnahme
von Darlehen oder durch eine Bedarfszuweisung
erreicht, so sind Konsolidierungs- und/oder Ge-
bäudeoptimierungsmaßnahmen grundsätzlich
nur dann erforderlich, wenn die genannten Maß-
nahmen zum Ausgleich des laufenden Haushalts
ergriffen werden müssen. In Ausnahmefällen
können sie auch dann erforderlich sein, wenn sie
einer geplanten Finanzierung von Investitions-
maßnahmen dienen. Der Landeskirchenrat kann
im Bedarfsfall auch abweichend entscheiden.
(2) Können die nach § 73 Abs. 4 HVO der In-
standhaltungsrücklage zuzuführenden Mittel
ganz oder teilweise nicht erbracht werden und
würde deswegen der Haushaltsausgleich nicht
erreicht werden, wird der hierdurch verursachte
Fehlbedarf in das nächste Haushaltsjahr vorge-
tragen. Der Fehlbedarf kann nur dann genehmigt
werden, wenn und solange Konsolidierungs-
und/oder Gebäudeoptimierungsmaßnahmen ge-
mäß § 7 Abs. 2 HVO eingeleitet sind und umge-
setzt werden. Im Rahmen dieser Maßnahmen
sind die kumulierten Fehlbedarfe schrittweise
abzubauen.“

5. Die Ausführungsbestimmungen zu § 8 Abs. 2
werden aufgehoben.

6. Die bisherigen Ausführungsbestimmungen zu §
8 Abs. 3 bis 5 werden zu den Ausführungsbe-
stimmungen zu § 8 Abs. 2 bis 4.

7. Die Ausführungsbestimmungen und die Erläu-
terung zu § 9 werden aufgehoben.

8. Die Ausführungsbestimmung zu § 10 Abs. 2
wird wie folgt geändert:
a) Nr. 1 wird aufgehoben.
b) Satz 1 der bisherigen Nr. 2 wird wie folgt

gefasst:
„Ausgaben, die zu gleichen Gruppen gehören
oder die sachlich eng zusammen hängen (z. B.
Personalkosten) können in Sammelnachweisen
veranschlagt werden.“

9. Die Ausführungsbestimmungen zu § 11 werden
wie folgt geändert:
a) Nr. 2 wird aufgehoben.
b) Die bisherigen Nrn. 3 und 4 werden zu den

Nrn. 2 und 3.
10. In der Ausführungsbestimmung Nr. 1 zu § 15

Abs. 1 und 2 werden die Wörter „Ausgaben im
Verwaltungsteil“ durch die Wörter „laufenden
Ausgaben“ ersetzt.

11. Die Ausführungsbestimmungen zu § 15 Abs. 5
werden zu den Ausführungsbestimmungen zu
§ 15 Abs. 4.

12. Die Ausführungsbestimmungen zu § 17 werden
wie folgt geändert:

a) Nr. 1 erhält folgende Fassung: „Vor der
Veranschlagung von Baumaßnahmen sind
die Gebäude, für die die kirchliche Körper-
schaft bauunterhaltspflichtig ist, durch das
für den Beschluss des Haushaltsplanes zu-
ständige Organ oder dessen Beauftragte zu
begehen. Bei der Begehung ist der bauliche
Zustand der Gebäude, insbesondere bauli-
che Mängel, schriftlich festzuhalten und es
sind die im Haushaltsjahr voraussichtlich
durchzuführenden Baumaßnahmen zu be-
nennen. Für die Veranschlagung der dafür
voraussichtlich anfallenden Ausgaben ist
durch eine fachkundige Person eine über-
schlägige Kostenschätzung dieser Baumaß-
nahmen zu erstellen.“

b) Nr. 2 wird aufgehoben.
c) Die Nrn. 3 und 4 werden zu den Nrn. 2 und

3.
d) Es wird folgende neue Nr. 4 angefügt:

„Bei einer gemäß § 17 Abs. 2 HVO unter-
jährig durchzuführenden Baumaßnahme
kann anstatt eines Nachtragshaushaltsplans
ein Finanzierungsplan der Maßnahme er-
stellt werden, der durch das für die Feststel-
lung des Haushaltsplans zuständige Organ
zu beschließen ist. Entsprechend ist zu ver-
fahren, wenn im Fall des § 17 Abs. 1 HVO
bei der näheren Planung im Vorfeld der
Ausführung der Baumaßnahme ersichtlich
wird, dass die eingeplanten Haushaltsan-
sätze nicht ausreichen und insoweit über-
planmäßige Einnahmen und Ausgaben er-
forderlich sind.“

13. Die Ausführungsbestimmungen zu § 19 werden
wie folgt geändert:
a) Nr. 2 erhält folgende Fassung: „Die kirch-

lichen Körperschaften in der Evangelischen
Kirche der Pfalz (Protestantische Landes-
kirche) und ihre Zusammenschlüsse kön-
nen als Verfügungsmittel höchstens 300
Euro im Haushaltsplan veranschlagen.“

b) In Nr. 4 werden die Wörter „im Verwal-
tungsteil“ gestrichen.

14. Die Ausführungsbestimmungen zu § 20 werden
wie folgt geändert:
a) Satz 1 wird gestrichen.
b) In Nr. 1 der Erläuterungen wird die Zahl „2“

durch die Zahl „3“ ersetzt.
15. Die Ausführungsbestimmung d) zu § 27 wird wie

folgt neu gefasst: „die Finanzlage die zur Verfü-
gungstellung der veranschlagten Mittel zulässt.“

16. Die Ausführungsbestimmungen zu § 51 werden
wie folgt geändert:
a) Die Nr. 1 wird aufgehoben.
b) Die Nrn. 2 und 3 werden zu den Nrn. 1 und

2.
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c) Satz 1 der bisherigen Nr. 2 und neuen Nr. 1
erhält folgende Fassung: „Die Einnahmen
und Ausgaben sind auf Grund der Kassen-
anordnungen im Sachbuch zum Soll zu stel-
len (Sollbuchführung).“

17. Die Ausführungsbestimmung Nr. 2d zu § 52
Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 2 nach dem Doppelpunkt wird der

Klammerzusatz gestrichen.
b) Es wird folgender neuer Satz angefügt: „Als

Wertgrenze für die Inventarisierung gelten
150 Euro.“

18. In Nr. 4 der Ausführungsbestimmungen zu § 57
Abs. 2 und 3 werden die Wörter „im Verwal-
tungsteil“ gestrichen.

19. Die Ausführungsbestimmungen zu § 60 werden
wie folgt geändert:
a) Die Nr. 1 erhält folgende Fassung: „Die

Jahresrechnung ist bis zum 31.05. des fol-
genden Jahres zu erstellen und bis zum
31.12. durch das für die Feststellung des
Haushaltsplans zuständige Organ festzu-
stellen.“

b) Die Nr. 4 wird wie folgt neu gefasst:
„Beim Sollabschluss ist wie folgt zu ver-
fahren:
a) Ein Sollüberschuss ist den Rücklagen

zuzuführen oder in das Sachbuch des
folgenden Haushalsjahres zu übertra-
gen.

b) Ein Sollfehlbetrag ist durch die Inan-
spruchnahme von Rücklagen auszu-
gleichen. Sollte dies ausnahmsweise
nicht möglich sein, so ist der Sollfehl-
betrag in das Sachbuch des folgenden
Haushaltsjahres zu übertragen.

c) Spätestens im zweitnächsten Haus-
haltsjahr ist über die Verwendung ei-
nes Sollüberschusses oder die De-
ckung eines Sollfehlbetrages zu ent-
scheiden.“

c) Nr. 5 wird wie folgt neu gefasst: „Bei Ist-
buchführung sind vor dem Jahresabschluss
die zu erwartenden, aber noch nicht kassen-
wirksam gewordenen Einnahmen im Ver-
rechnungswege zu vereinnahmen und bei
gleicher Haushaltsstelle im nachfolgenden
Haushaltsjahr zu belasten.“

20. Die Ausführungsbestimmung zu § 72 Abs. 1
wird wie folgt geändert:
a) Satz 1 erhält folgende Fassung: „Vorher-

sehbare Inanspruchnahmen der Rücklagen
sind im Haushalt zu veranschlagen.“

b) Es wird folgende neue Nr. 2 angefügt: „Als
zweckgebundene Sonderrücklage wird aus
den Erstattungsbeträgen des Clearingver-
fahrens im Haushalt der Landeskirche eine
Clearingrücklage gebildet. Die Clea-

ringrücklage wird zu 60 v. H. aus dem An-
teil der Landeskirche an den Einnahmen aus
der Landeskirchensteuer und zu 40 v. H. aus
dem Anteil der Kirchengemeinden (Kir-
chenbezirke) an den Einnahmen aus der
Landeskirchensteuer gespeist. Angemesse-
ne Zuführungen an die Clearingrücklage
sollen insbesondere erfolgen, wenn die Hö-
he der im Clearingverfahren erhaltenen Vo-
rauszahlungen im Vergleich zur Entwick-
lung der Höhe der Einnahmen aus der Kir-
chensteuer eine spätere Rückzahlungs-
pflicht erkennen lässt.“

21. Satz 1 der Nr. 2 der Ausführungsbestimmungen
zu § 72 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: „Nr.
2. Die Zinsen aus den Rücklagen sind grundsätz-
lich der Rücklage zuzuführen, aus der sie ent-
standen sind.“

22. Die Ausführungsbestimmungen zu § 72 Abs. 5
werden wie folgt neu gefasst:
„Die vorübergehende Inanspruchnahme einer
Sonderrücklage als inneres Darlehen ist im
Haushalt zu veranschlagen. Das gleiche gilt für
die Rückführung des Darlehensbetrages zur Son-
derrücklage. Die Inanspruchnahme ist auf unbe-
dingt notwendige Ausnahmen zu beschränken
und bedarf bei Kirchengemeinden, Gesamtkir-
chengemeinden und Kirchenbezirken der Ge-
nehmigung des für den Beschluss des Haushalts-
plans zuständigen Organs.“

23. Die Ausführungsbestimmungen zu § 73 Abs. 1
und Abs. 2, § 74 und § 76 werden aufgehoben.

24. Zu § 73 werden folgende neue Ausführungsbe-
stimmungen eingefügt:

„zu § 73
1. Durch die Betriebsmittelrücklage soll vor-

rangig die Aufnahme von Kassenkrediten
vermieden werden. Ihre Inanspruchnahme
wird nicht im Haushaltsplan veranschlagt,
sondern über Verwahrgelder abgewickelt.
Zuführungen und Veranschlagungen zur Be-
triebsmittelrücklage sind im Falle eines un-
ausgeglichenen Haushalts nicht zulässig.

2. Für die gemeinsame Kasse bei den Verwal-
tungsämtern ist eine Betriebsmittelrücklage
zu bilden. Die Erträge aus der Betriebsmit-
telrücklage sind allgemeine Deckungsmittel
der gemeinsamen Kasse.

3. Für Zwecke der allgemeinen Ausgleichs-
rücklage ist die Umwidmung anderer Rück-
lagen oder die Inanspruchnahme sonstiger
Kapitalien grundsätzlich zulässig.

4. Für die Instandhaltungsrücklage wird der
fortgeschriebene Neubauwert errechnet aus
dem Gebäude-Brandversicherungswert
(Neubauwert) 1914, abzüglich eines Ab-
schlages in Höhe von 20 v. H., multipliziert
mit dem vom Landeskirchenrat jeweils be-
kannt gegebenen Baukostenindex. Als Nut-
zungsdauer werden für Kirchengebäude mit
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Baujahr vor 1948 200 Jahre, für alle anderen
kirchlichen Gebäude 80 Jahre festgelegt. Für
Gebäude, die nach dem 1. Januar 2008 be-
schafft werden, sind die Anschaffungs-/Her-
stellungskosten als Neubauwert zu Grunde zu
legen. Zu berücksichtigen sind alle Gebäude,
für die die jeweilige kirchliche Körperschaft
bauunterhaltspflichtig ist. Die Mittel der In-
standhaltungsrücklage, einschließlich der
Mittel, die im Jahr der Baumaßnahme dieser
zuzuführen sind, können zur Finanzierung
von Baumaßnahmen zum Erhalt des beste-
henden Gebäudebestandes der jeweiligen
kirchlichen Körperschaft in Anspruch ge-
nommen werden, soweit es sich nicht um
Maßnahmen handelt, die als Neu-, Um- und/
oder Erweiterungsbauten zu qualifizieren
sind. Eine Inanspruchnahme der Mittel zur
Tilgung von Verbindlichkeiten aus Vorjah-
ren ist nicht möglich.

5. Bürgschaften dürfen nur mit Genehmigung
(vgl. § 80 Abs. 1 Nr. 2) übernommen werden.
In der Genehmigung wird die Höhe der Bürg-
schaftssicherungsrücklage festgelegt (vgl.
Erläuterungen zu § 16).“

25. Zu § 83 werden folgende neue Ausführungsbe-
stimmungen eingefügt:
„1. Baumaßnahmen können, außer im Fall des
§ 17 Abs. 2 HVO, nur dann genehmigt werden,
wenn sie im Haushalt des Antragstellers veran-
schlagt sind.
2. Der genehmigte Umfang und die genehmigten
Kosten einer Baumaßnahme dürfen nicht über-
schritten werden. Die Durchführung kostenüber-
schreitender und zusätzlicher Maßnahmen ohne
Genehmigung ist unzulässig. Ergibt sich wäh-
rend der Ausführung der Baumaßnahme, dass
die Kosten oder der Umfang aus außergewöhn-
lichen, unabwendbaren Gründen überschritten
werden, ist der genehmigenden Stelle unter An-
gabe der Gründe und unter Vorlage eines De-
ckungsvorschlages für die Mehrkosten unver-
züglich Mitteilung zu machen.“

Artikel 2
In-Kraft-Treten

Die Verwaltungsvorschrift tritt, mit Ausnahme der
Nummern 3, 4, 12, 16c, 19b, 24 und 25, am 1. Januar
2010 in Kraft. Die Nummern 3, 4, 12, 16c, 19b, 24 und
25 treten am 1. Juli 2010 mit der Maßgabe in Kraft,
dass sie erstmals für den Haushaltsplan des Jahres
2011 Anwendung finden.

Verordnung
zur Änderung der Wahlordnung zum

Kirchengesetz über
Mitarbeitervertretungen in der

Evangelischen Kirche in Deutschland
vom 14. April 2011

Auf Grund des Artikels 1 § 4 des Gesetzes über das
Mitarbeitervertretungsrecht in der Evangelischen Kir-
che der Pfalz (Protestantische Landeskirche) vom 30.
November 1995 (ABl. S. 199), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 20. November 2010 (ABl. S. 231), ver-
ordnet die Kirchenregierung:

Artikel 1
Die Wahlordnung zum Kirchengesetz über Mitarbei-
tervertretungen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland vom 11. Juni 1996 (ABl. S. 198), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 14. Oktober 2004
(ABl. S. 290), wird wie folgt geändert:
1. Es wird folgende Inhaltsübersicht vorangestellt:

„Inhaltsübersicht
I. Abschnitt:
Wahl der Mitarbeitervertreter und Mitarbei-
tervertreterinnen
§ 1 Durchführung der Wahl, Zusammensetzung
des Wahlvorstandes
§ 2 Einleitung des Wahlverfahrens, Bildung und
Abberufung des Wahlvorstandes
§ 3 Geschäftsführung des Wahlvorstandes
§ 4 Listen der Wahlberechtigten und der Wähl-
baren
§ 5 Wahltermin und Wahlausschreiben
§ 6 Wahlvorschläge
§ 7 Gesamtvorschlag und Stimmzettel
§ 8 Durchführung der Wahl
§ 9 Stimmabgabe durch Briefwahl
§ 10 Feststellung des Wahlergebnisses
§ 11 Bekanntgabe des Wahlergebnisses
§ 11a Vereinfachte Wahl
§ 12 Wahlakten
§ 13 Wahl der Vertretung der Jugendlichen und
der Auszubildenden
§ 13a Wahl der Vertrauensperson der schwerbe-
hinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
II. Abschnitt:
Wahl der Mitglieder des Gesamtausschusses
§ 14 Mitteilungspflichten
§ 15 Wahlausschreiben
§ 16 Wahlvorschläge
§ 17 Durchführung der Wahl
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III. Abschnitt:
Wahlanfechtung
§ 18 Wahlanfechtung
§ 19 Inkrafttreten“

2. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz ange-

fügt:
„Im Wahlvorstand sollen Frauen und Män-
ner vertreten sein.“

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort
„wer“ die Angabe „nach § 10 MVG.EKD“
eingefügt und am Ende der Klammerzusatz
„(§ 10 MVG)“ gestrichen.

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt:
„(4) Der Wahlvorstand kann zu seiner Un-
terstützung die Ersatzmitglieder nach Ab-
satz 2 sowie Wahlberechtigte nach § 9
MVG.EKD als Wahlhelfer und Wahlhel-
ferinnen bei der Durchführung der Wahl-
handlung heranziehen.“

3. § 2 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 2
Einleitung des Wahlverfahrens, Bildung
und Abberufung des Wahlvorstandes“

b) In Absatz 1 werden der Klammerzu-
satz „(§ 31 MVG)“ durch die Angabe „nach
§ 31 MVG.EKD“ und das Wort „gebildet“
durch das Wort „bestimmt“ ersetzt.

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a
eingefügt:
„(1a) Besteht keine Mitarbeitervertretung
oder ist die Frist des Absatzes 1 versäumt,
so beruft die Dienststellenleitung die Mi-
tarbeiterversammlung ein. Für die Bestim-
mung der Leitung der Mitarbeiterversamm-
lung gilt Absatz 1 entsprechend.“

d) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) In den Fällen der Neu- oder Nachwahl
der Mitarbeitervertretung vor Ablauf der
Amtszeit nach § 16 Absatz 1 und 3
MVG.EKD ist unverzüglich nach § 16 Ab-
satz 2 Satz 2 MVG.EKD von dem bisheri-
gen Wahlvorstand oder der Gesamtmitar-
beitervertretung eine Mitarbeiterversamm-
lung zur Bildung des Wahlvorstandes ein-
zuberufen. Für die Bestimmung der Leitung
der Mitarbeiterversammlung gilt Absatz 1
entsprechend.“

e) Folgender Absatz 3 wird angefügt:
„(3) Für die Abberufung von Mitgliedern
des Wahlvorstandes gilt § 17 MVG.EKD
entsprechend.“

4. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 4
Listen der Wahlberechtigten und der Wählbaren“

b) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt ge-
fasst:
„(1) Der Wahlvorstand erstellt für die Wahl
je eine Liste der nach § 9 MVG.EKD Wahl-
berechtigten und der nach § 10 MVG.EKD
Wählbaren. Beide Listen sind mindestens
vier Wochen vor der Wahl in der Dienst-
stelle zur Einsicht auszuhängen oder den
Wahlberechtigten in anderer geeigneter
Weise bekannt zu geben. Beide Listen sind
vom Wahlvorstand bis zum Beginn der
Wahlhandlung zu aktualisieren, wenn sich
nach Aushang oder sonstiger Bekanntgabe
Änderungen ergeben.
(2) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sowie
die Dienststellenleitung können bis zum
Beginn der Wahlhandlung gegen die Ein-
tragung oder Nichteintragung von Mitar-
beitern oder Mitarbeiterinnen schriftlich
und begründet Einspruch einlegen. Der
Wahlvorstand entscheidet unverzüglich
und spätestens bis zum Ende der Wahlhand-
lung über den Einspruch und teilt seine Ent-
scheidung schriftlich mit. Die Entscheidung
ist abschließend.“

5. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 wird das Wort „vier“ durch das
Wort „fünf“ ersetzt.
bb) In Satz 4 wird das Wort „Wahlberech-
tigte“ durch die Wörter „und andere Wahl-
berechtigte, die nicht zum Zeitpunkt der
Wahlhandlung in der Dienststelle beschäf-
tigt sind,“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Buchstabe c) werden die Wörter „der
Auslegung“ durch die Wörter „des Aus-
hangs oder der sonstigen Bekanntgabe“ er-
setzt.
bb) In Buchstabe d) werden die Wörter
„binnen zwei Wochen nach Auslegung oder
Zurverfügungstellung“ durch die Wörter
„bis zum Beginn der Wahlhandlung schrift-
lich und begründet“ ersetzt.
cc) In Buchstabe f) wird der Klammerzusatz
„(§ 6)“ durch die Angabe „nach § 6“ ersetzt.
dd) In Buchstabe g) wird der Klammerzu-
satz „(§ 9)“ durch die Angabe „nach § 9“
ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) In dem Wahlausschreiben ist besonders
auf § 12 MVG.EKD hinzuweisen sowie auf
das Erfordernis, dass mehr Namen vorge-
schlagen werden sollen als Mitglieder in die
Mitarbeitervertretung zu wählen sind.“

6. § 6 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden das Wort „zwei“ durch

das Wort „drei“ und die Wörter „Auslegung
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oder Zurverfügungstellung“ durch die Wör-
ter „Aushang oder der sonstigen Bekannt-
gabe“ ersetzt.

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt:
„(4) Der Wahlvorstand wird entsprechend
§ 12 MVG.EKD auf die angemessene Be-
rücksichtigung von Frauen und Männern
achten.“

7. § 7 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Der Gesamtvorschlag ist den Wahlbe-
rechtigten spätestens zwei Wochen vor der
Wahl durch Aushang oder in anderer ge-
eigneter Weise bekannt zu geben.“

b) In Absatz 3 Satz 1 wird der Klammerzusatz
„(Absatz 1)“ durch die Angabe „nach Ab-
satz 1“ ersetzt.

8. § 8 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 3 Satz 2 wird nach dem Wort „Er-

satzmitglieder“ die Angabe „nach § 1 Ab-
satz 2“ eingefügt.

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Wahlberechtigte können sich zur Stimm-
abgabe einer Person ihres Vertrauens be-
dienen, wenn sie infolge einer Behinderung
hierbei beeinträchtigt sind.“
bb) Folgender Satz wird angefügt:
„Wahlbewerber oder Wahlbewerberinnen,
Mitglieder oder Ersatzmitglieder des Wahl-
vorstandes sowie Wahlhelfer und Wahlhel-
ferinnen dürfen nicht zur Hilfeleistung he-
rangezogen werden.“

9. § 9 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a

eingefügt:
„(2a) Der Wahlvorstand kann beschließen,
dass Wahlberechtigten, die im Zeitpunkt
der Wahl räumlich weit vom Wahlort ent-
fernt tätig sind oder aufgrund der Eigenart
ihres Beschäftigungsverhältnisses nicht am
Wahlort anwesend sein können, die Brief-
wahlunterlagen zur Verfügung gestellt wer-
den, ohne dass es eines Verlangens der
Wahlberechtigten bedarf.“

b) In Absatz 5 Satz 2 wird nach dem Wort „ist“
das Wort „ungeöffnet“ eingefügt.

10. In § 13 Absatz 1 werden nach dem Wort „Aus-
zubildenden“ die Angabe „nach § 49
MVG.EKD“ eingefügt und am Ende des ersten
Halbsatzes der Klammerzusatz „(§ 49 MVG)“
gestrichen.

11. § 13a wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Dienst-

stelle“ die Wörter „, für die die Mitarbeiter-
vertretung gewählt wird,“ eingefügt.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a
eingefügt:
„(1a) Wahlvorschläge können von Mitar-
beitern und Mitarbeiterinnen abgegeben
werden, die berechtigt sind, die Vertrauens-
person der schwerbehinderten Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen zu wählen.“

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Wahl der Vertrauensperson wird
im Briefwahlverfahren durchgeführt, ohne
dass es eines Verlangens der Wahlberech-
tigten bedarf. Anstelle des Aushangs oder
sonstigen Bekanntgabe werden die Wahl-
listen den wahlberechtigten Mitarbeitern
und Mitarbeiterinnen vom Wahlvorstand
übersandt. Im Übrigen gelten für die Wahl
der Vertrauensperson der schwerbehinder-
ten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen die
Vorschriften über die Wahl der Mitarbei-
tervertretung entsprechend. Gemäß § 50
Absatz 4 MVG.EKD sind auch nicht
schwerbehinderte Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen wählbar.“

12. In § 15 Absatz 2 werden die Angabe „§ 12 MVG“
durch die Angabe „§ 12 MVG.EKD“ und die
Angabe „§ 54 MVG“ durch die Angabe „§ 54
MVG.EKD“ ersetzt.

13. In § 16 Absatz 4 wird die Angabe „§ 10 MVG“
durch die Angabe „§ 10 MVG.EKD“ ersetzt.

14. In § 18 wird die Angabe „§ 14 MVG“ durch die
Angabe „§ 14 MVG.EKD“ ersetzt.

Artikel 2
Bekanntmachungserlaubnis

Der Landeskirchenrat kann den Wortlaut der Wahl-
ordnung zum Kirchengesetz über Mitarbeitervertre-
tungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland in
der vom 1. Mai 2011 an geltenden Fassung im Amts-
blatt bekannt machen.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 2011 in Kraft.
__________________

Speyer, den 14. April 2011
– Kirchenregierung –

Schad
Kirchenpräsident
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Bekanntmachungen

Kollekte „Hoffnung für Osteuropa“
Speyer, 19. April 2011

Az.: III 520/02-13
Nach dem Kollektenplan 2011 (ABl. 2010 S. 185) ist
in unserer Landeskirche am Pfingstsonntag, dem 12.
Juni 2011, die Kollekte „Hoffnung für Osteuropa“ zu
erheben. Für die Abkündigung kann folgender Aufruf
verwendet werden:
Hintergrundinformation:
Seit 1994 unterstützen pfälzische Kirchengemeinden
und Initiativen durch Sozialprojekte Menschen in
Russland, Polen, Weißrussland, der Ukraine, in Litau-
en, Ungarn und Rumänien.
Am 13. März wurde durch Oberkirchenrat Manfred
Sutter die diesjährige 18. Aktion „Hoffnung für Ost-
europa“ in Kaiserslautern eröffnet.
Die Finanz- und Wirtschaftskrise trifft in Osteuropa
vor allem Rentner, junge und kinderreiche Familien,
sozial benachteiligte und kranke Menschen besonders
hart. Wir möchten deshalb die pfälzische Osteuropa-
projektförderung verstärken und sind auf die Kollekte
und auf Spenden aus den pfälzischen Kirchengemein-
den angewiesen. Mit Ihrer Unterstützung sollen im
Jahr 2011 insgesamt 11 Osteuropaprojekte aus der
Pfalz gefördert werden; zwei kamen hinzu.
Nachhaltige Sozialprojekte wollen als Symbole der
Hoffnung und der Nächstenliebe wahrgenommen
werden und zur Nachahmung motivieren.
Zweckbestimmung:
Folgende 2 Projekte stehen in diesem Jahr im Vorder-
grund:
Durch die Kernschmelze im ukrainischen Atomkraft-
werk Tschernobyl wurden vor 25 Jahren auch große
Gebiete in Weißrussland radioaktiv verseucht. Außer-
halb der verstrahlten Region wurde das Rehabilitati-
ons- und Erholungszentrum Nadeshda mit Hilfe zahl-
reicher deutscher Partner errichtet als eine Insel der
Hoffnung. Den betroffenen Kindern hilft das Erho-
lungszentrum durch eine Verbindung von medizini-
schen, pädagogischen und psychologischen Angebo-
ten.
Nadeshda ist auch ein Versöhnungsprojekt. Im zwei-
ten Weltkrieg wurde ein Viertel der Bevölkerung
Weißrusslands ausgelöscht. Um Zukunft gemeinsam
zu gestalten, haben auch Pfälzer mit viel ehrenamtli-
cher Arbeit zum Aufbau des Zentrums beigetragen.
Unterstützt wird Nadeshda durch die Arbeitsstelle Bil-
dung und Gesellschaft. Damit weiterhin möglichst
viele Kinder im Erholungszentrum „Nadeshda“ in
Weißrussland aufgenommen werden können, werden
Spenden für den Ausbau der Mensa benötigt. Zur Zeit
müssen zwischen 300 und 600 Personen in bis zu 5
Schichten in der zu kleinen Mensa ihre Mahlzeiten
einnehmen.

Das 2. Pfälzer Projekt:
Der Arbeitskreis Ukraine-Pfalz unter Leitung von
Pfarrer i. R. Rudi Job, mit den Kirchengemeinden La-
chen-Speyerdorf und Weingarten, hat sich die Ver-
besserung der medizinischen Versorgung vor allem
der ärmeren Bevölkerung in Transkarpatien, Ukraine,
zur Aufgabe gemacht. Dies geschieht durch Hilfstran-
sporte mit medizinischen Geräten, Verbandsmaterial
und Medizin. Ankauf, Renovierung und Einrichtung
eines kleinen Hauses als Ambulanz für die Bewohner
von Vororten von Mukatschewo konnten durchge-
führt werden. Praktika von ukrainischen Ärzten an
Kliniken in Speyer und Kaiserslautern werden ermög-
licht. Außerdem vergibt der Arbeitskreis Stipendien
für Germanistikstudenten/-studentinnen und Studie-
rende Technischer Fakultäten.
Auch Hilfe für Straßenkinder wird geleistet. Ein wei-
teres Ziel ist Versöhnungsarbeit: Ehemalige Zwangs-
arbeiter und Zwangsarbeiterinnen erhalten eine be-
scheidene Zuwendung für ihren Lebensunterhalt.
Zur Finanzierung dieser Projekte wird die heutige
Kollekte „Hoffnung für Osteuropa“ erhoben. Setzen
Sie mit Ihrer Spende ein Zeichen für eine „Kultur des
Teilens“ auf unserem Kontinent. Denn sie kommt al-
len zugute – denen, die geben, und denen, die unsere
Hilfe dringend brauchen!
Bitte unterstützen Sie diese wichtige Arbeit!
Es wird gebeten, die Kollekte ohne Abzug in der Wo-
che nach ihrer Erhebung dem Dekanat zuzuleiten.
Innerhalb von weiteren zwei Wochen, also bis zum 4.
Juli 2011, übersenden die Dekanate dem Landeskir-
chenrat eine Übersicht über das Kollektenergebnis in
den einzelnen Gemeinden und veranlassen gleichzei-
tig die Gesamtüberweisung an die Landeskirche.

*

Kollekte für besondere gesamtkirchliche
Aufgaben

Speyer, 19. April 2011
Az.: III 360/09-2

Nach dem Kollektenplan 2011 (ABl. 2010 S. 185) ist
in unserer Landeskirche am 7. Sonntag nach Trinitatis,
dem 7. August 2011, eine Kollekte für besondere ge-
samtkirchliche Aufgaben zu erheben.
Für die Abkündigung kann folgender Aufruf verwen-
det werden:
Für den Dienst der Kirche an Menschen unterwegs
Wir erbitten heute Ihre Spende für zwei Zwecke:
- die Verstärkung des kirchlichen Dienstes für Men-

schen im Urlaub und
- die Intensivierung der kirchlichen Arbeit mit

Flüchtlingen.
Menschen im Urlaub und Menschen auf der Flucht
haben einiges gemeinsam: Sie sind unterwegs. Aber
die beiden Situationen könnten nicht unterschiedlicher
sein – und gerade deswegen werden diese kirchlichen
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Aufgaben zusammen Ihrer Freigiebigkeit ans Herz
gelegt. Unsere Kirche soll und will für beide da sein:
- für die, denen es gut geht und die sich ihres Lebens

freuen, und
- für die, denen es schlecht geht und die keiner haben

will.
Hintergrundinformationen
1) Kirche in Urlaubssituationen
Ferien und Urlaub sind für viele die wichtigste Zeit im
Jahr. Auch Menschen, die im Alltag kaum Kontakt zu
Kirche haben, sind hier offen für Fragen nach Glaube,
Gott, geistlicher Geborgenheit. Die Kollekte dient da-
zu, dieser Nachfrage durch ein breites kirchliches An-
gebot im Urlaub zu entsprechen. Ehren- und Haupt-
amtliche sollen für die Tätigkeit qualifiziert, gelunge-
ne Modelle vernetzt und neue ansprechende Angebote
entwickelt werden. Dabei ist speziell die Unterstüt-
zung solcher Urlaubsregionen im Blick, in denen die-
ser Auftrag auf Grund der vorhandenen kirchlichen
Möglichkeiten bisher kaum wahrgenommen werden
kann.
Verbunden mit dem Trend zu einem stärkeren In-
landstourismus bietet sich der evangelischen Kirche
hier eine besondere missionarische Möglichkeit. Das
Wesen von Religion als „Unterbrechung“ wird im Ur-
laub in besonderer Weise erfahrbar. Dies wird durch
die touristische Bedeutung, die den Reformationsstät-
ten im Zuge der 500jährigen Reformationsjubiläen in
den kommenden Jahren zukommt, noch unterstrichen.
Die kirchliche Begleitung schwankt jedoch auf Grund
der sehr unterschiedlichen kirchlichen Infrastruktur in
den einzelnen Urlaubsregionen. Mit den Kollekten-
mitteln sollen Möglichkeiten gefördert und neu ge-
schaffen werden, die mit Konzeptionen, Materialien
und Vernetzungen die Arbeit in diesem Handlungsfeld
trägt und unterstützt.
2) Kirche bei den Flüchtlingen
Noch immer sehen sich viele Menschen gezwungen,
ihre Heimat zu verlassen – auf der Flucht vor Krieg,
Gewalt oder Hunger. Ihre Situation ist geprägt von
Leid und Hoffnungslosigkeit.
Politischer Einsatz für Flüchtlingsrechte und für den
Zugang von Flüchtlingen zu gesellschaftlichen Ein-
richtungen bildet dabei den Schwerpunkt der mit die-
ser Kollekte geförderten Arbeit. In Zeiten leerer Kas-
sen ist die Unterstützung kirchlicher und der Kirche
nahe stehender Vorhaben umso wichtiger, die in Be-
reichen wie etwa des Bleiberechts oder der Europäi-
sierung des Asylrechts kurzfristig durchgeführt wer-
den müssen. Durch diese Unterstützung ist die Kirche
in der Lage, mit hoher Flexibilität auf die sich stetig
verändernden rechtlichen Rahmenbedingungen für
Flüchtlinge zu reagieren.
In den letzten Jahren war es dank solcher Kollekten
beispielsweise möglich, Veranstaltungen der Bundes-
arbeitsgemeinschaft „Asyl in der Kirche“ ebenso zu
fördern wie eine Tagung zum europäischen Asylrecht.
Neben der Unterstützung akuter Maßnahmen zum

Flüchtlingsschutz und der Verteidigung von Flücht-
lingsrechten gehört auch die Arbeit des Ökumeni-
schen Vorbereitungsausschusses für die Interkulturel-
le Woche in dieses Handlungsfeld. Bundesweit betei-
ligen sich daran jedes Jahr rund 270 Kirchengemein-
den und Kommunen mit über 3.000 Veranstaltungen.
www.ekd.de
www.ekd.de/ausland oekumene/urlaub/index.html
Es wird gebeten die Kollekte ohne Abzug in der Wo-
che nach ihrer Erhebung dem Protestantischen Ver-
waltungsamt zuzuleiten. Innerhalb von weiteren zwei
Wochen, also bis zum 4. September 2011, übersenden
die Dekanate dem Landeskirchenrat eine Übersicht
über das Kollektenergebnis in den einzelnen Gemein-
den und veranlassen gleichzeitig die Gesamtüberwei-
sung an die Landeskirche. Verwaltungsämter, die die
Meldungen online abgeben, werden auf www.evkir-
chepfalz.de verwiesen.

*

Kollekte für das Diakonische Werk der EKD
Speyer, 19. April 2011

Az.: III 360/09-4
Nach dem Kollektenplan 2011 (ABl. 2010 S. 185) ist
in unserer Landeskirche am 9. Sonntag nach Trinitatis,
dem 21. August 2011, eine Kollekte für das Diakoni-
sche Werk der EKD zu erheben.
Für die Abkündigung kann folgender Aufruf verwen-
det werden:
Bekämpfung von Armut und sozialer Abgrenzung
Am 5. Februar hat der Präsident des Europäischen
Parlamentes Jerzey Buzek das „Europäische Jahr zur
Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung“
für das Diakonische Werk der EKD offiziell eröffnet.
Die Diakonie setzt sich auf vielfältigste Weise für die
Linderung und Bekämpfung von Armut ein. Mit ihren
Beratungsangeboten hilft sie von Armut bedrohten
Menschen ihre Rechte im Sozialstaat wahrzunehmen.
Durch berufliche Integration gibt sie insbesondere
jungen Menschen die Möglichkeit aus typischen Ar-
mutskarrieren auszubrechen. Über Tafeln, „Umsonst-
läden“ und viele weitere Angebote lindert sie Armut,
jedenfalls zeitweise. In vielen Projekten bietet sie da-
bei Möglichkeiten, sich mit freiwilligem Engagement
einzubringen und baut so Brücken über soziale Gräben
hinweg. Mit Ihrer Kollekte unterstützen Sie diesen
wichtigen Arbeitsschwerpunkt des Diakonischen
Werkes der EKD in diesem Jahr.
Hintergrundinformationen
Deutschland ist ein Land, in dem das Risiko unter Ar-
mut zu leiden wächst und die Kluft zwischen arm und
reich immer größer wird. Im Gegensatz dazu drängt
das Diakonische Werk der EKD die Politik, an ar-
mutsverhindernden Strukturen zu arbeiten. Es setzt
sich dafür ein, einen gesellschaftlichen Konsens zu
erreichen über die Notwendigkeit, Armut und soziale
Ausgrenzung zu bekämpfen.
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Armut ist ein Thema, das uns als Diakonie in Deutsch-
land nicht erst seit diesem Jahr bewegt. Das Bundes-
sozialgericht hat die Harz-IV-Regelsätze für Kinder
als verfassungswidrig bezeichnet und dieser Auffas-
sung ist das Bundesverfassungsgericht gefolgt. Dabei
haben sich die Gerichte wesentlich auf eine Untersu-
chung des Diakonischen Werkes gestützt.
In einer längeren Untersuchung hat das Diakonische
Werk nachgewiesen, dass sich die Rechtsstellung ar-
mer Menschen in den letzten Jahren laufend ver-
schlechtert hat. In weiteren Analysen konnte das Dia-
konische Werk verdeutlichen, dass insbesondere arme
Menschen durch Krankheit und chronische Leiden er-
heblich stärker in ihrer Lebensqualität eingeschränkt
werden als andere Bevölkerungsgruppen. Das Diako-
nische Werk wird das „Europäische Jahr zur Bekämp-
fung von Armut und sozialer Abgrenzung“ dazu nut-
zen, dieses Thema auf vielen Ebenen in den politi-
schen Diskurs zu bekommen.
Informationen über das Diakonische Werk der EKD
im Internet: www.diakonie.de
Es wird gebeten, die Kollekte ohne Abzug in der Wo-
che nach ihrer Erhebung dem Protestantischen Ver-
waltungsamt zuzuleiten. Innerhalb von weiteren zwei
Wochen, also bis zum 18. September 2011, übersen-
den die Dekanate dem Landeskirchenrat eine Über-
sicht über das Kollektenergebnis in den einzelnen Ge-
meinden und veranlassen gleichzeitig die Gesamt-
überweisung an die Landeskirche. Verwaltungsämter,
die die Meldungen online abgeben, werden auf
www.evkirchepfalz.de verwiesen.

Stellenausschreibungen

Stellenausschreibung geistliche
Oberkirchenrätin/geistlicher Oberkirchenrat
Ausgeschrieben wird
gemäß § 82 Absatz 2 der Kirchenverfassung
die Stelle

einer geistlichen Oberkirchenrätin/eines geistli-
chen Oberkirchenrats

beim Landeskirchenrat.
Die Berufung erfolgt aufgrund einer Wahl durch die
Landessynode in das Kirchenbeamtenverhältnis auf
Zeit für sieben Jahre. Wiederwahl ist möglich.
Bewerbungen sind spätestens bis zum 17. Juni 2011
beim Landeskirchenrat (Dezernat I) einzureichen.

Pfarrstellen im Bereich der Landeskirche
Ausgeschrieben wird
die Pfarrstelle Großsteinhausen zur Besetzung durch

Gemeindewahl.
Die Pfarrstelle Großsteinhausen im Kirchenbezirk
Zweibrücken umfasst 1.248 Gemeindeglieder. Die
Predigtstätten sind in Großsteinhausen und Botten-
bach. Mit der Pfarrstelle Großsteinhausen wird mit-
telfristig ein Zusatzauftrag in der Pfarrstelle Hornbach
verbunden.
Die Kirchengemeinde Großsteinhausen unterhält als
Gebäudebestand zwei Kirchen, ein Gemeindehaus, ei-
ne Kindertagesstätte und ein Pfarrhaus. Sie ist Mit-
glied des Verwaltungsamtes Zweibrücken, der Öku-
menischen Sozialstation Dahn und der Ökumenischen
Sozialstation Maßweiler;

*
die Pfarrstelle Schwarzenbach zur Besetzung durch

die Kirchenregierung.
Die Pfarrstelle Schwarzenbach im Kirchenbezirk
Homburg umfasst 1.034 Gemeindeglieder. Die Pre-
digtstätte ist in Schwarzenacker.
Die Kirchengemeinde Schwarzenbach unterhält als
Gebäudebestand eine Kirche, ein Gemeindehaus, eine
Kindertagesstätte und ein Pfarrhaus. Sie ist Mitglied
des Verwaltungsamtes Homburg und der Ökumeni-
schen Sozialstation Homburg.

*
Wir bitten Sie, Bewerbungen bis spätestens 11. Juni
2011 beim Landeskirchenrat, Dezernat IV, einzurei-
chen.

*
Außerdem wird ausgeschrieben
die Krankenhauspfarrstelle für die Bliestal-Kur-

kliniken in Blieskastel zur Besetzung durch die Kir-
chenregierung;

Wir bitten Sie, Bewerbungen bis spätestens 15. Juli
2011 beim Landeskirchenrat, Dezernat IV, einzurei-
chen.

Schulleiterin/Schulleiter am Trifels-
Gymnasium

Am Trifels-Gymnasium in Annweiler, einem privaten
staatlich anerkannten Gymnasium in Trägerschaft der
Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Lan-
deskirche), ist die Stelle

der Schulleiterin oder des Schulleiters
(Oberstudiendirektorin i. K. oder Oberstudiendi-

rektor i. K.)
zum Schuljahresbeginn 2011/2012 neu zu besetzen.
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Das Trifels-Gymnasium besteht seit 1958 und wird
derzeit von ca. 750 Schülerinnen und Schülern be-
sucht. Dem Gymnasium ist ein Internat für Mädchen
und Jungen angeschlossen.
Die Besoldung erfolgt nach staatlichen Grundsätzen.
Es wird erwartet, dass der Wohnsitz am Dienstort ge-
nommen wird.
Menschen mit Behinderung werden bei gleicher Eig-
nung bevorzugt berücksichtigt.
Interessenten, die die Voraussetzungen für den Dienst
der Schulleiterin oder des Schulleiters erfüllen und
bereit sind, eine kirchliche Schule bewusst im evan-
gelischen Geist zu gestalten, werden gebeten, ihre Be-
werbung bis zum 17. Juni 2011 zu richten an:
Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Lan-
deskirche), Landeskirchenrat, Dezernat II, Domplatz
5, 67346 Speyer.

Geschäftsführerin/Geschäftsführer bei der
Evangelischen Heimstiftung Pfalz

Die Evangelische Heimstiftung Pfalz ist eine kirchli-
che Stiftung öffentlichen Rechts der Evangelischen
Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche). Sie
ist Rechtsträgerin von vierzehn Einrichtungen und
Diensten der Kinder- und Jugendhilfe, der Suchtkran-
kenhilfe, der Rehabilitation sowie der Arbeits- und In-
tegrationshilfen. Beschäftigt sind 880 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter unterschiedlichster Berufsgrup-
pen an 70 Standorten in der Pfalz.
Zur Berufung durch die Kirchenregierung der Evan-
gelischen Kirche der Pfalz auf Vorschlag des Stif-
tungsrates der Evangelischen Heimstiftung Pfalz soll
zum 1. Februar 2012 oder später die Stelle

der Geschäftsführerin/des Geschäftsführers
besetzt werden.
Ihre Aufgaben:
Als Geschäftsführer/-in sind Sie verantwortlich für die
Ausführung der vom Stiftungsrat getroffenen Be-
schlüsse und treffen im Rahmen der vom Stiftungsrat
vorgegebenen Richtlinien wichtige Entscheidungen in
konzeptionellen, organisatorischen, betriebswirt-
schaftlichen und personalwirtschaftlichen Fragen. Sie
vertreten die Evangelische Heimstiftung Pfalz in Gre-
mien von Diakonie und Freier Wohlfahrtspflege. Als
geschäftsführende/r Direktor/-in der Stiftung sind Sie
Mitglied des Stiftungsvorstandes. Ihr Dienstsitz ist die
Geschäftsstelle der Stiftung in Speyer am Rhein.
Ihr Profil
Gesucht wird eine menschlich überzeugende Füh-
rungspersönlichkeit mit mehrjähriger Erfahrung in lei-
tender Führungsposition. Hohe Einsatzbereitschaft
zeichnet Sie ebenso aus wie unternehmerischer Weit-
blick und innovative Ideen. Sie verfügen über ein ab-
geschlossenes betriebswirtschaftliches Studium und
bringen Erfahrungen in mindestens einem unserer Tä-
tigkeitsbereiche mit. Als Mitglied der evangelischen

Kirche sind Sie bereit, an deren diakonischem Auftrag
aktiv mitzuarbeiten.
Bitte schicken Sie Ihre Bewerbung bis zum 30. Juni
2011 an:
Evangelische Heimstiftung Pfalz
Vorsitzender des Stiftungsvorstandes
Herrn Oberkirchenrat
Manfred Sutter
Postfach 13 46
67323 Speyer am Rhein
Telefon : 0 62 32 / 60 06 - 10
(Auskunft: Herr Gerhard W. Ritter)
Homepage: www.evh-pfalz.de

Pfarrstellen der EKD
Auslandsdienst in Japan (Tokyo)
Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) sucht
für den Auslandspfarrdienst mit Dienstsitz in Tokyo
zum 1. August 2012 für die Dauer von zunächst sechs
Jahren für die Evangelische Gemeinde Deutscher
Sprache Tokyo-Yokohama

eine Pfarrerin/einen Pfarrer/ein Pfarrehepaar.
Sie finden die Kirchengemeinde unter www.kreuz-
kirche-tokyo.jp und http://www.ekd.de/international/
auslandsgemeinden/asien/1152.html
Die Evangelische Gemeinde Deutscher Sprache wen-
det sich insbesondere an die Deutschsprachigen im
Großraum Tokyo-Yokohama. Schwerpunkte des Ge-
meindelebens bilden Gottesdienst, Seelsorge und der
Religionsunterricht an der Deutschen Schule Tokyo/
Yokohama. Neben den eingetragenen Gemeindemit-
gliedern sollen auch Deutschsprachige außerhalb des
Kirchenumfelds angesprochen werden.
Nach der Erdbebenkatastrophe, den Störungen im
Kernkraftwerk Fukushima und der dadurch veränder-
ten Gemeindesituation, ist uns besonders wichtig, ei-
nen Seelsorger/eine Seelsorgerin zu uns einzuladen,
der/die den Blick auf den Gemeindeaufbau und die
Versöhnung der verschiedenen Standpunkte zu dem
Geschehenen zu seinem/ihrem Anliegen macht.
Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:
- eine erfahrene Seelsorgerin oder einen erfahrenen

Seelsorger, die/der gut predigt
- Bereitschaft, das Gemeindeleben offen, ökume-

nisch und kooperativ zu gestalten
- Religionsunterricht an der deutschen Schule bis

zum Abitur zu geben
- Erfahrung in der Arbeit mit Kindern und Jugend-

lichen
- Organisationstalent und angemessene Computer-

kenntnisse
- Gute Englischkenntnisse sind Grundvorausset-

zung
Die Kirchengemeinde bietet Ihnen:
- ein vielseitiges Arbeits- und ein interessantes Kul-

turumfeld
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- eine Kirche, ein neu errichtetes Gemeindehaus mit
einer schönen Pfarrwohnung in dem ruhigen, zent-
ralen Stadtteil Gotanda/Takanawa

- Unterstützung durch einen Organisten, Chorleiter
und ehrenamtliche Mitarbeiter

- einen Dienstwagen und
- eine gute örtliche Infrastruktur mit Deutscher

Schule, die vom Kindergarten bis zum Abitur
führt.

Gesucht wird ein Pfarrer/eine Pfarrerin/ein Pfarrehe-
paar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der
Gliedkirchen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in
der Führung eines Gemeindepfarramts. Leben Sie in
einer Familie, möchten wir Ihren Ehepartner/Ihre Ehe-
partnerin ebenfalls kennenlernen, weil ein mehrjähri-
ger Auslandsaufenthalt vom Ehepartner bzw. der Ehe-
partnerin mitgetragen werden muss. Die Besoldung
richtet sich nach den Bestimmungen der EKD. Die
Verkündigungssprache ist Deutsch. Die Teilnahme an
einem Sprachkurs Japanisch für Anfänger wird erwar-
tet und von der EKD bezahlt.
Für weitere Informationen steht Ihnen gern Herr Ober-
kirchenrat Paul Oppenheim (0511-2796-230) zur Ver-
fügung.
Ihre aussagefähige Bewerbung richten Sie bitte bis
zum 15. Juli 2011 an die nachstehende Anschrift. Sie
erhalten die Ausschreibungsunterlagen und weitere
Informationen auf Ihre schriftliche Nachfrage (mög-
lichst per Email):
Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD
Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

Dienstnachrichten

Verwaltungen
Übertragen wurde die nebenamtliche Verwaltung der
Pfarrstelle
H e r x h e i m  b e i  L a n d a u Pfarrer Klaus F l i n t ,
Impflingen, vom 1. Mai bis einschließlich 31. Mai
2011.

Dienstleistungen
Zugeordnet zur Dienstleistung wurde
d e m  M i s s i o n a r i s c h - Ö k u m e n i s c h e n
D i e n s t  ( M Ö D ) Pfarrerin Mechthild W e r n e r ,
Karlsruhe, mit Wirkung vom 1. Mai 2011 bis ein-
schließlich 31. Dezember 2014 mit 75 v. H. des vollen
Dienstauftrages.
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